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Liegenschaften
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Einbringung des Haushaltsplanentwurfes 2020/2021
Empfehlung
(Drucksache Nr.: 15415-19)

Folgende Anträge hat der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften an 
andere Gremien überwiesen:

Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (SPD-Fraktion)
(Drucksache Nr.: 15415-19-E6)  

7. Förderschule an der Froschlake
Die Verwaltung möge prüfen, ob der Standort der Dependance der Förderschule 
Froschlake "Auf der Linnert" aufgegeben werden kann, um am Standort an der 
Froschlake eine Gesamtertüchtigung vorzunehmen.

Herr Kowalewski (Fraktion DIE LINKE & PIRATEN) bittet darum, den Antrag als Prüfauftrag 
an den Schulausschuss zu geben.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften überweist den Antrag als 
Prüfauftrag an den Schulausschuss.

Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (Fraktion DIE LINKE & PIRATEN)
(Drucksache Nr.: 15415-19-E14)  

Antrag 13:
Digitale Schule
In Dortmund wird eine der Gesamtschulen als Pilotschule eingerichtet mit dem Schwerpunkt „Digitales 
Lernen".

Herr Düdder (SPD-Fraktion) schlägt vor, den Antrag als Prüfauftrag an den Fachausschuss zu 
überweisen.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften überweist den Antrag zur Beratung 
an den Schulausschuss.

Antrag 14:
Zwei zusätzliche Gesamtschulen
In Dortmund werden zwei zusätzliche Gesamtschulen errichtet.

Herr Düdder (SPD-Fraktion) schlägt vor, den Antrag als Prüfauftrag an den Fachausschuss zu 
überweisen.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften überweist den Antrag zur Beratung 
an den Schulausschuss.
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15. Seniorenbegegnungsstätten Marten 
Die Einstellung der langjährigen Förderung der Landeszentralstelle der ZWAR e.V. 
durch die Landesregierung zum 31.12.2019 hat Auswirkungen auf die 
ehrenamtlichen Angebote der ZWAR-Gruppen in Dortmund.
Die Verwaltung wird aufgefordert, die Umsetzung eines neuen Konzepts für die 
Seniorenbegegnungsstätte Marten mit dem ZWAR e.V. zu vereinbaren. Dabei ist 
auch die Frage der Mitgliedschaft von ZWAR e.V. in einem Verband der freien 
Wohlfahrtspflege zu klären. 
Für das neue Konzept sind Mittel für die Raumkosten der 
Seniorenbegegnungsstätte (ca. 21.000 Euro) und Personal- und Sachkosten in 
Höhe von 68.000 Euro bereitzustellen. Die jährliche Indexsteigerung von 2% 
analog der beabsichtigten Förderung der Wohlfahrtsverbände für den Zeitraum 
2020 bis 2025 ist zu berücksichtigen.

Herr Taranczewski (SPD-Fraktion) weist darauf hin, dass die genannte Gruppe ZWAR 
nichts mit der Gruppe in Marten zu tun habe. Der Ausschuss für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit habe sich bereits mit dem Thema befasst.

Herr Schwinn (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) schlägt vor, den Antrag als Prüfauftrag zur 
weiteren Beratung an den Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit zu überweisen. 

Herr Taranczewski ist damit einverstanden und weist darauf hin, dass danach der 
Ausschuss für Finanzen, Beteiligung und Liegenschaften um Mittelfreigabe.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften überweist den Antrag als 
Prüfauftrag an den Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit.

16. Seniorenbegegnungsstätten Südost/Gartenstadt
Zudem wird die Verwaltung gebeten, zur Weiterführung der Arbeit der 
Seniorenbegegnungsstätte Südost/Gartenstadt die Überführung der Trägerschaft 
des Begegnungszentrums auf einen Kooperationspartner der Wohlfahrtsverbände 
zu veranlassen und die vom Rat beschlossene Finanzierung für die Raumkosten 
fortzuführen (DS 08372-07). Zusätzlich ist die Erhöhung der bislang erfolgten 
Mietkostenübernahme in Höhe von 17.000 Euro um 3.000 Euro auf 20.000 Euro 
jährlich erforderlich. Darüber hinaus ist die jährliche Indexsteigerung von 2% 
analog der beabsichtigten Förderung der Wohlfahrtsverbände für den Zeitraum 
2020 bis 2025 zu berücksichtigen. 
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Herr Reppin (CDU-Fraktion) bittet darum, den Antrag als Prüfauftrag an den Ausschuss für Soziales, 
Arbeit und Gesundheit zu geben.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften überweist den Antrag als 
Prüfauftrag an den Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit.

Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (CDU-Fraktion)
(Drucksache Nr.: 15415-19-E10)  

21. Stelleneinrichtung „Beauftragte/r für Belange einsamer Menschen“
Einsamkeit macht krank. Zahlreiche wissenschaftliche Studien belegen, dass mit einem 
Mangel an sozialen Kontakten und Interaktionen die Wahrscheinlichkeit signifikant steigt, an  
neurologischen und physischen Krankheiten wie Depressionen, Angststörungen, Herzinfarkt, 
Schlaganfall, Krebs oder Demenz zu erkranken. Gerade im großstädtischen Kontext ist die 
Gefahr sozialer Isolation besonders hoch. Aufgrund des demografischen Wandels wird dieses 
Problem in den kommenden Jahrzehnten weiter zunehmen. Bereits heute sind die Hälfte aller 
Dortmunder Haushalte (2018: 152.543) Single- bzw. Einpersonenhaushalte. Ein/e 
„Beauftragte/r für die Belange einsamer Menschen“ konzipiert, koordiniert und organisiert 
stadtweit Querschnittsprojekte gegen Vereinsamung sowie themenspezifische 
Veranstaltungen. Als zentraler Ansprechpartner und Repräsentant der Stadt Dortmund tritt 
der/die Beauftragte/r dafür ein, dass Einsamkeit in Dortmund enttabuisiert wird und betroffene 
Mitbürgerinnen und Mitbürger zielgerichtete Hilfen und aktivierende Angebote finden.
Der Rat der Stadt Dortmund beschließt,
- die Einrichtung einer Vollzeitstelle (39 Std./ Woche; Bezahlung nach TVöD; zunächst 
befristet auf 3 Jahre) bei der Stadt Dortmund für eine/n „Beauftragte/n für Belange einsamer
Menschen“.
- die Bereitstellung von auskömmlichen Projektmitteln (Personal- und Sachmittel).

Herr Taranczewski (SPD-Fraktion) teilt mit, dass es sich um die Seniorenarbeit in den nächsten zwei 
Jahren handele und schlägt vor, den Antrag zur Weiterbearbeitung an den Ausschuss für Soziales, 
Arbeit und Gesundheit zu überweisen. 

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften überweist den Antrag als 
Prüfauftrag an den Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit.

Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen)
(Drucksache Nr.: 15415-19-E13)  

27) Unterstützung eines Waschcafes „Saubere Sache Nordstadt“
Das geplante Waschcafe „Saubere Sache“ in den Räumlichkeiten von Willkommen Europa in der 
Bornstraße an einem geeigneten Standort in der Nordstadt wird ab 2020 mit 40.000 Euro jährlich 
unterstützt.

Herr Stüdemann (Stadtkämmerer) weist darauf hin, dass „Willkommen Europa“ in die Braunschweiger 
Straße gezogen sei. Wenn man jetzt ein Waschcafe in die Bornstraße setze, müsse man zur Kenntnis 
nehmen, dass der Vermieter diesen Raum bereits vermietet habe. Es gebe jedoch Sanitärcontainer 
für die Flüchtlinge in der Bünnerhelfstraße. Die Verwaltung könne ein Konzept entwickeln, bei dem 
zwei oder drei der Sanitärcontainer in die Nähe einer Sozialstation aufgestellt werden. Die 
Standortbestimmung könne auch „an einem geeigneten Standort in der Nordstadt“ lauten.

Herr Taranczewski (SPD-Fraktion) schlägt vor, den Antrag an den Ausschuss für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit zu überweisen.  

Herr Langhorst (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) stimmt dem Vorschlag von Herrn Stüdemann, ist 
aber auch mit dem Vorschlag von Herrn Taranczewski einverstanden. Es müsse jedoch 
festgehalten werden, dass die 40.000 € für die Jahre 2020 – 2024 in den Haushalt eingestellt 
werden sollen. 
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Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften stimmt dem Einstellen des og. 
Betrages in den Haushalt mehrheitlich bei Gegenstimmen der AfD-Fraktion zu. Der Ausschuss für 
Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften überweist den Antrag zur Beratung an den 
Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit. 

Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (Fraktion DIE LINKE & PIRATEN)
(Drucksache Nr.: 15415-19-E14)  

Antrag 6:
Wirkung von Arbeitsgelegenheiten evaluieren
Die Auswirkungen der in Dortmund zwischen 2015 bis 2019 bereits durchgeführten sogenannten 
Arbeitsgelegenheiten (AGH) auf dem Arbeitsmarkt werden evaluiert. Dabei ist insbesondere der Frage 
nachzugehen, ob Menschen, die einer Arbeitsgelegenheit nachgingen, in eine Festanstellung 
übernommen wurden. 

Fragestellung: Wie viele Teilnehmer*innen in AGHs haben
a) eine Anschlussbeschäftigung bei dem Träger der AGH bekommen oder
b) eine Anschlussbeschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber bekommen? 

Wie viele der Teilnehmer mit Anschlussbeschäftigung – aufgeschlüsselt nach a) und b) – sind nach 1 
Jahr, 3 Jahren und 5 Jahren noch in einem sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis?

Herr Taranczewski (SPD-Fraktion) schlägt vor, den Antrag an den Ausschuss für Arbeit, Soziales und 
Gesundheit zu überweisen.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften überweist den Antrag zur Beratung 
an den Ausschuss für Arbeit, Soziales und Gesundheit.
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10) Erhöhung der Parkgebühren
Der Rat beschließt die Erhöhung der Gebühren auf den städtisch bewirtschafteten Parkflächen 
innerhalb des Wallrings einheitlich um 20 Prozent.
Legt man die Einnahmen aus dem Jahr 2018 zugrunde, können für 2020 und 2021 Mehreinnahmen in 
Höhe von 460.000 Euro pro Jahr erzielt werden. Die durch die Erhöhung zusätzlich eingenommenen 
Gelder werden zweckgebunden für Maßnahmen zur Förderung des multimodalen Verkehrs 
eingesetzt.

Herr Düdder (SPD-Fraktion) schlägt vor, den Antrag an den Ausschuss für Bauen, Verkehr und Grün 
zu überweisen.

Frau Reuter (Fraktion Bündnis 90/Die Grünen) ist mit diesem Vorschlag einverstanden. 

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften überweist den Antrag an den 
Ausschuss für Bauen, Verkehr und Grün.
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17) Erhöhung der Quote für geförderten Wohnungsbau
Bei Wohnungsbauvorhaben müssen im Rahmen von Bebauungsplänen und städtebaulichen 
Verträgen mindestens 30 Prozent als öffentlich geförderter Mietwohnungsneubau realisiert werden.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften überweist den Antrag zur Beratung 
in den Ausschuss für Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen.

18) Wohnungstauschbörse
Angesichts des angespannten Wohnungsmarktes erarbeitet das Wohnungsamt ein Konzept für eine 
Wohnungstauschbörse mit dem Ziel, dass ein Tausch zum vergleichbaren Quadratmeterpreis 
umgesetzt werden kann. Dazu prüft die Verwaltung die Anwendung des „Frankfurter Programms zum 
Wohnungstausch“ und tritt in Verhandlung mit der DOGEWO21 und großen Wohnbaugesellschaften. 
Für die Entwickelung des Konzepts und den Aufbau einer Tauschbörse werden 100.000 Euro in den 
Doppelhaushalt 2020/2021 eingestellt.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften überweist den Antrag zur Beratung 
an den Ausschuss für Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen.

19) Milieuschutz
Die Verwaltung erstellt ein Konzept zur Bewertung und Priorisierung geeigneter Quartiere, in denen 
eine Erhaltungssatzung nach BauGB, § 172 mit dem Schutzziel 2 (Milieuschutz) zur Erhaltung der 
Zusammensetzung der Wohnbevölkerung aufgestellt werden kann. In der Satzung wird ein 
Vorkaufsrecht der Stadt im Milieuschutzgebiet verankert. Zudem werden Auflagen für Investoren 
bezüglich sozialverträglicher Sanierungen und des Erhalts von Mietwohnungen definiert.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften überweist den Antrag zur Beratung 
an den Ausschuss für Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen.

Zusatz- /Ergänzungsantrag zum TOP (Fraktion DIE LINKE & PIRATEN)
(Drucksache Nr.: 15415-19-E14)  

Antrag 1:  
Sozialen Wohnungsbau ausweiten
Die Regelung, in neuen Bebauungsplänen 25 Prozent sozialen Wohnungsbau festzuschreiben, wird 
auf 30 Prozent erweitert. 

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften überweist den Antrag zur Beratung 
an den Ausschuss für Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen.
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Antrag 20:
Stellenplan für das Dortmunder Systemhaus (StA 10)
Zur Unterstützung des Dortmunder Systemhauses werden 15 Stellen entsprechend der 
Stellungnahme des Personalrates vom 17.10.2019 geschaffen (siehe tabellarische Aufstellung Seite 
2).

Herr Dr. Suck (CDU-Fraktion) und Herr Tölch (SPD-Fraktion) schlagen vor, den Antrag an den 
Ausschuss für Personal und Organisation zu überweisen.

Der Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften überweist den Antrag zur Beratung 
an den Ausschuss für Personal und Organisation.
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